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Entschließung des Europäischen Parlaments zur Weiterverfolgung der vom Parlament 
geforderten Maßnahmen zur Stärkung der Integrität der Organe, Einrichtungen und 
sonstigen Stellen der Union
(2023/2571(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf die von seiner Konferenz der Präsidenten am 8. Februar 2023 
angenommenen Maßnahmen zur Stärkung der Integrität, Unabhängigkeit und 
Rechenschaftspflicht,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 15. Dezember 2022 zum 
Korruptionsverdacht gegen Katar und zu der umfassenderen Notwendigkeit von 
Transparenz und Rechenschaftspflicht in den Organen der EU1,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 16. September 2021 zu der Verbesserung 
von Transparenz und Integrität in den Organen der EU durch die Einsetzung eines 
unabhängigen Ethikgremiums der EU2,

– unter Hinweis auf die Rede der Kommissionspräsidentin vom 14. September 2022 zur 
Lage der Union im Jahr 2022 und auf das Arbeitsprogramm der Kommission für 2023,

– unter Hinweis auf seinen Beschluss vom 27. April 2021 über den Abschluss einer 
interinstitutionellen Vereinbarung zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat der 
Europäischen Union und der Europäischen Kommission über ein verbindliches 
Transparenz-Register3,

– unter Hinweis auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 20. Mai 2021 zwischen 
dem Europäischen Parlament, dem Rat der Europäischen Union und der Europäischen 
Kommission über ein verbindliches Transparenz-Register4,

– unter Hinweis auf den Beschluss des Europäischen Parlaments vom 28. September 2005 
zur Annahme des Abgeordnetenstatuts des Europäischen Parlaments (2005/684/EG, 
Euratom)5,

– gestützt auf die Artikel 10 und 11 seiner Geschäftsordnung und den Verhaltenskodex 
für die Mitglieder des Europäischen Parlaments,

– gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29,

– gestützt auf Artikel 132 Absätze 2 und 4 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass die laufenden Ermittlungen unter der Leitung der belgischen 

1 Angenommene Texte, P9_TA(2022)0448.
2 ABl. C 117 vom 11.3.2022, S. 159.
3 ABl. C 506 vom 15.12.2021, S. 127.
4 ABl. L 207 vom 11.6.2021, S. 1.
5 ABl. L 262 vom 7.10.2005, S. 1.
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Behörden den begründeten Verdacht auf Korruption, Geldwäsche und Beteiligung an 
einer kriminellen Vereinigung, insbesondere auf Betreiben Marokkos und Katars, aber 
auch anderer Staaten aufgedeckt haben, in die drei derzeitige Mitglieder des 
Europäischen Parlaments und ein ehemaliges Mitglied sowie andere Mitarbeiter 
involviert sind;

B. in der Erwägung, dass das Europäische Parlament am 15. Dezember 2022 seine 
Entschließung zum Korruptionsverdacht gegen Katar und zu der umfassenderen 
Notwendigkeit von Transparenz und Rechenschaftspflicht in den Organen der EU mit 
großer Mehrheit angenommen hat; in der Erwägung, dass in der Entschließung 
gefordert wurde, eine Reihe dringender Maßnahmen zu verabschieden, um die 
Integrität, Transparenz und Rechenschaftspflicht der Organe der Union zu stärken;

C. in der Erwägung, dass die Präsidentin des Europäischen Parlaments Anfang Januar 
2023 in einer Sitzung der Konferenz der Präsidenten Entwürfe von Vorschlägen zur 
Reform der Ethikregeln des Parlaments vorgelegt hat;

D. in der Erwägung, dass Transparenz und Rechenschaftspflicht eine Voraussetzung für 
das Vertrauen der Bürger in die Organe der EU sind, und in der Erwägung, dass 
Korruption daher einen schwerwiegenden Angriff auf die europäische Demokratie 
darstellt; in der Erwägung, dass die jüngsten Enthüllungen zu einem größeren 
öffentlichen Interesse an den bestehenden Maßnahmen zur Gewährleistung der 
Transparenz, Unabhängigkeit und Rechenschaftspflicht der Mitglieder des 
Europäischen Parlaments und an den Maßnahmen der anderen Organe in diesem 
Bereich geführt haben; in der Erwägung, dass das Vertrauen der Öffentlichkeit in das 
Europäische Parlament durch Vorwürfe der Korruption durch Interessen aus dem 
Ausland erschüttert wurde;

E. in der Erwägung, dass unbedingt sichergestellt werden muss, dass demokratische 
Prozesse nicht von privaten und externen Interessen unterwandert und die Rechte der 
Bürger in vollem Umfang geachtet werden; in der Erwägung, dass die Organe der EU 
und ihre Beamten die Integrität der demokratischen Grundsätze und Werte der EU 
schützen müssen;

F. in der Erwägung, dass die internen Überwachungs- und Warnmechanismen der EU-
Organe bei der Aufdeckung der laufenden Korruption und der Einflussnahme aus dem 
Ausland kläglich versagt haben; in der Erwägung, dass sich die bestehenden Schutz- 
und Sanktionsmechanismen als unwirksam erwiesen haben, um von dem vorstehend 
genannten kriminellen Verhalten abzuschrecken;

1. zeigt sich erneut zutiefst bestürzt über die jüngsten Vorwürfe im Zusammenhang mit 
Korruption gegen derzeitige und ehemalige Mitglieder des Europäischen Parlaments, 
die es mit Nachdruck verurteilt, und bekräftigt, dass es gegenüber Korruption in jeder 
Form und auf jeder Ebene eine Null-Toleranz-Politik verfolgt; beharrt darauf, dass das 
Parlament und die Organe der EU angesichts des Umfangs der laufenden Ermittlungen 
mit unmissverständlicher Geschlossenheit und unerschütterlicher Entschlossenheit 
sowie auf interinstitutionelle und überparteiliche Weise reagieren müssen, indem sie 
unverzüglich robuste Maßnahmen ergreifen;
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2. stellt fest, dass für einen Verstoß gegen den Verhaltenskodex für die Mitglieder nie eine 
einzige finanzielle Sanktion verhängt wurde, obwohl in den Jahresberichten des 
Beratenden Ausschusses zum Verhalten von Mitgliedern mindestens 26 Verstöße 
dokumentiert wurden; hält es für äußerst wichtig, dafür zu sorgen, dass die derzeitigen 
Transparenz- und Rechenschaftsregeln, einschließlich finanzieller Sanktionen für 
Verstöße gegen den Verhaltenskodex für die Mitglieder des Europäischen Parlaments, 
vollständig umgesetzt werden; fordert eine Überprüfung des Verzeichnisses der 
sanktionierbaren Tätigkeiten der Mitglieder, um die Einhaltung der in diesem 
Dokument aufgeführten Pflichten und Verantwortlichkeiten zu verbessern, 
einschließlich einer Überarbeitung von Artikel 176 der Geschäftsordnung des EP, um 
einen soliden und sichtbaren Rahmen zu schaffen, der durchsetzbar und abschreckend 
ist;

3. stellt fest, dass Gesetze zur Bekämpfung von Korruption und kriminellem Verhalten 
von wesentlicher Bedeutung sind, sie allein aber nicht ausreichen, kriminelles Verhalten 
einzelner Mitglieder, ehemaliger Mitglieder, Mitarbeiter oder Beamter des 
Europäischen Parlaments oder der anderen europäischen Einrichtungen zu verhindern; 
besteht darauf, dass potenzielle Schlupflöcher in den Vorschriften und Verfahren der 
Organe, die rechtswidrigem Verhalten Vorschub leisten, aufgedeckt und geschlossen 
werden müssen;

4. stellt fest, dass alle EU-Organe über Mechanismen verfügen, um Transparenz und 
Rechenschaftspflicht anzugehen; betont, dass diese bestehenden Mechanismen und 
Instrumente überprüft und gegebenenfalls überarbeitet werden müssen, auch im 
Hinblick auf die Aufdeckung der Anfälligkeit für Einflussnahme aus dem Ausland;

5. bekräftigt seine uneingeschränkte Unterstützung für die in seiner Entschließung vom 
15. Dezember 2022 dargelegten Vorschläge zur Stärkung von Transparenz, Integrität 
und Rechenschaftspflicht;

6. stellt fest, dass die anfänglichen Vorschläge zur Stärkung der Integrität, Unabhängigkeit 
und Rechenschaftspflicht, die von der Präsidentin des Europäischen Parlaments am 
8. Februar 2023 vorgelegt wurden, angesichts der dringenden Notwendigkeit für das 
Organ, die Rechenschaftspflicht, Transparenz und Integrität der EU-Organe 
sicherzustellen, ein notwendiger erster Schritt sind; stellt fest, dass der von der 
Konferenz der Präsidenten angenommene Plan einige vom Parlament im Dezember 
2022 verabschiedete Maßnahmen abdeckt und die Berücksichtigung anderer 
Maßnahmen im Rahmen eines umfassenderen Reformprozesses nicht ausschließt; 
verpflichtet sich, alle in der Entschließung vom Dezember angenommenen Maßnahmen 
umzusetzen, und bekräftigt sein Bestreben, alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, 
um die Rechenschaftspflicht, Transparenz und Integrität der EU-Organe zu 
gewährleisten; verpflichtet sich künftig zu einem offenen und transparenten Prozess, um 
der Öffentlichkeit ein starkes Engagement für Reformen zu zeigen und das Vertrauen 
der Bürgerinnen und Bürger zurückzugewinnen;

7. fordert, dass alle in der Entschließung vom Dezember angenommenen Maßnahmen und 
Forderungen unverzüglich vollständig umgesetzt werden; fordert, dass zusätzliche, 
umfassendere Maßnahmen ergriffen werden, insbesondere in Bezug auf den Schutz von 
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Hinweisgebern, die Überwachung, die Berichterstattung und die Aufsicht; fordert, dass 
Entscheidungen und Beratungen in Bezug auf Transparenz, Rechenschaftspflicht und 
Integrität im Rahmen öffentlicher Sitzungen getroffen werden, damit die 
Rechenschaftspflicht und die Aufsicht grundsätzlich sichergestellt werden, es sei denn, 
ein legitimes und dringendes Anliegen erfordert Vertraulichkeit;

8. beauftragt den Sonderausschuss zu Einflussnahme aus dem Ausland auf alle 
demokratischen Prozesse in der Europäischen Union, einschließlich Desinformation, 
und zur Stärkung der Integrität, Transparenz und Rechenschaftspflicht im Europäischen 
Parlament (ING2), potenzielle Schwachstellen in den Vorschriften des Parlaments zu 
ermitteln und im Einklang mit der Entschließung vom Dezember Reformvorschläge zu 
unterbreiten, wobei auf der Arbeit des Ausschusses für konstitutionelle Fragen und der 
Zusammenarbeit mit ihm und den bewährten Verfahren anderer Parlamente aufgebaut 
wird;

9. erinnert insbesondere daran, dass das Parlament die Kommission wiederholt 
aufgefordert hat, gemäß seiner Entschließung vom 16. September 2021 so bald wie 
möglich einen Vorschlag für die Einrichtung eines unabhängigen und effizienten 
Ethikgremiums vorzulegen; bedauert, dass die Kommission noch immer keinen 
entsprechenden Vorschlag vorgelegt hat, obwohl die Kommissionspräsidentin in das 
Mandatsschreiben von Kommissionsmitglied Věra Jourová im Jahr 2019 einen solchen 
Vorschlag aufgenommen hat, und bedauert, dass der Aktionsplan der Präsidentin des 
Europäischen Parlaments keine Maßnahmen zur Beschleunigung des Verfahrens 
enthält; fordert die Kommission nachdrücklich auf, ihren Vorschlag zur Einrichtung 
eines unabhängigen Ethikgremiums bis spätestens März 2023 im Einklang mit der 
Entschließung des Parlaments vom Februar 2022 zur Einrichtung eines unabhängigen 
Ethikgremiums vorzulegen;

10. bedauert, dass die angenommenen Maßnahmen keine Vorschläge für eine glaubwürdige 
Reform des Beratenden Ausschusses zum Verhalten von Mitgliedern vorsehen; 
verpflichtet sich, den Beratenden Ausschuss im Einklang mit seinem Vorschlag für ein 
unabhängiges Ethikgremium zu reformieren, bis das unabhängige Ethikgremium der 
EU in der Lage ist, die derzeitige Rolle des Beratenden Ausschusses zu übernehmen 
und es die Mitglieder auf eigene Initiative kontrollieren kann, jedermann begründete 
Beschwerden einreichen kann, proaktive Kontrollen der Interessenerklärungen der 
Mitglieder eingeführt werden können und ein wirksameres und transparenteres System 
strengerer Sanktionen gegen Mitglieder und ehemalige Mitglieder sichergestellt werden 
kann;

11. empfiehlt eine zusätzliche Überprüfung für parlamentarische Assistenten und 
Bedienstete, die in sensiblen Politikbereichen, insbesondere in den Bereichen 
auswärtige Angelegenheiten, Sicherheit und Verteidigung, tätig sind; ist der Ansicht, 
dass das in diesen Bereichen tätige Personal als politisch exponierte Personen im Sinne 
der Definition in der Geldwäscherichtlinie betrachtet werden könnte; ist der Ansicht, 
dass Reisen, die von Drittländern bezahlt werden, der vorherigen Genehmigung durch 
ein spezielles Gremium des Europäischen Parlaments unterliegen sollten;
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12. hält es für wesentlich, dass am Ende ihres jeweiligen Mandats eine Karenzzeit für die 
Mitglieder eingeführt wird, und ist der Ansicht, dass bei der Festlegung des Zeitraums 
die Vorschriften berücksichtigt werden sollten, die beispielsweise für ehemalige 
Kommissionsmitglieder gelten, wenn sie Lobbyarbeit bei den europäischen Organen 
ausüben;

13. verpflichtet sich, angemessene Ressourcen für das Sekretariat des Transparenz-
Registers sicherzustellen, damit die Einträge zu Lobbytätigkeiten von 
Interessengruppen, Lobbyisten und nichtstaatlichen Organisationen auf ihre Richtigkeit 
überprüft werden können und Lobbyarbeit transparenter wird;

14. begrüßt die Maßnahmen, die ergriffen wurden, um die Transparenz von Erklärungen der 
Mitglieder über ihre finanziellen Interessen zu erhöhen, indem mehr Informationen über 
Nebentätigkeiten und auswärtige Tätigkeiten der Mitglieder verlangt werden, 
einschließlich der genauen Höhe der von ihnen erzielten Nebeneinkünfte und der 
Kunden, in deren Namen sie gegen Bezahlung arbeiten; bekräftigt seine Forderung, 
zusätzliche Schutzmaßnahmen gegen Korruption in Erwägung zu ziehen, wie z. B. eine 
Vermögenserklärung der Mitglieder zu Beginn und am Ende jedes Mandats;

15. fordert, dass alle Mitglieder, akkreditierten parlamentarischen Assistenten und 
Bediensteten verpflichtet werden, alle geplanten Treffen mit diplomatischen Vertretern 
von Drittländern und Dritten, die in den Anwendungsbereich des Transparenz-Registers 
fallen, zu melden, außer in bestimmten Fällen, in denen die Nennung einer Person oder 
Organisation den Schutz des Lebens oder die Integrität einer Person gefährden würde; 
bekräftigt seine Forderung nach der Schaffung eines verbindlichen legislativen und 
nichtlegislativen Fußabdrucks;

16. stellt fest, dass das Parlament in seiner Entschließung vom Dezember eine 
Überarbeitung des Statuts, insbesondere von Artikel 22 Buchstabe c, gefordert hat, um 
es mit den Standards der Richtlinie über Hinweisgeber in Einklang zu bringen; 
bekräftigt diese Forderung und fordert darüber hinaus die Überarbeitung der für 
Assistenten geltenden Vorschriften für Hinweisgeber;

17. begrüßt die Maßnahmen, die im Anschluss an die Enthüllungen im Zusammenhang mit 
den Vertretern Katars ergriffen wurden; bekräftigt jedoch seine tiefe Besorgnis darüber, 
dass Vorwürfe der Bestechung durch marokkanische Behörden erhoben werden, und 
fordert die Umsetzung derselben Maßnahmen für die Vertreter Marokkos; bekräftigt 
seine Entschlossenheit, Fälle von Korruption, an denen Länder beteiligt sind, die 
versuchen, mit Geld Einfluss auf das Parlament zu nehmen, umfassend zu untersuchen 
und dagegen vorzugehen;

18. ist der Ansicht, dass der bestehende Ethikrahmen für Kommissionsmitglieder erweitert 
werden muss, um bestehende Rechtslücken wie das Fehlen eines Statuts der 
Kommissionsmitglieder zu schließen; betont, dass dieser Prozess eng mit 
parlamentarischer Kontrolle und Aufsicht verbunden ist; ist daher der Ansicht, dass ein 
solches Statut der Kommissionsmitglieder gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren ausgearbeitet werden muss; fordert die Kommission auf, als 
Teil des Pakets zur Verteidigung der europäischen Demokratie einen Vorschlag für ein 
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Statut der Kommissionsmitglieder vorzulegen;

19. fordert die Kommission und den Rat auf, gemeinsam mit dem Parlament darauf 
hinzuarbeiten, dass die erforderlichen Reformen zur Sicherstellung von Prävention und 
Vorsorge durchgeführt werden, um die Transparenz und Rechenschaftspflicht der 
Organe der EU zu stärken und Korruption zu bekämpfen;

20. fordert, dass alle vom Parlament bereits beschlossenen Maßnahmen unverzüglich 
umgesetzt werden; fordert den ING2-Ausschuss und die anderen zuständigen Gremien 
des Parlaments auf, die Ethikregeln so bald wie möglich, spätestens jedoch vor dem 
Sommer, zu überarbeiten, und fordert eine öffentliche Bewertung der erzielten 
Fortschritte innerhalb von sechs Monaten;

21. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, dem 
Vizepräsidenten der Kommission und Hohen Vertreter der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik sowie den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten und dem 
Präsidium des Europäischen Parlaments zu übermitteln.


